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	Anrede
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	Name*
	

	Vorname*
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	Zusatz
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	Ort*
	


* Pflichtfelder



Fragen zur Vorlage

	Frage 1
Die vorgeschlagenen planungsrechtlichen Massnahmen werden befürwortet.

	Antwort:
	 Ja
	 Nein

	Bemerkungen:
	






	Frage 2
Welche Regelung der Unterbaubarkeit befürworten Sie?

	Antwort:
	 Variante 1
(Anknüpfung an Grünflächenziffer)
	 Variante 2
(Eigenständige Unterbauungsziffer)

	Bemerkungen:
	






	[bookmark: _GoBack]Frage 3
Für die Regelung der Unterbaubarkeit sollen beide Möglichkeiten ermöglicht werden. Den Gemeinden soll wahlweise eine eigenständige Unterbauungsziffer wie auch Regelung der Unterbaubarkeit über die Grünflächenziffer zur Verfügung stehen.

	Antwort:
	 Ja
	 Nein

	Bemerkungen:
	







	
	Kanton Zürich
Baudirektion
Vorentwurf – synoptische Darstellung
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Synoptische Darstellung

	Geltendes Recht
	Vorentwurf 
	Antrag und Begründung

	
	LS 700.1
Planungs- und Baugesetz
(Änderung vom      ; klimaangepasste Siedlungsentwicklung)
Der Kantonsrat,
[bookmark: Text19][bookmark: DatumKommission]nach Einsichtnahme in den Antrag des Regierungsrates vom       und der [Kommission] vom      
beschliesst:
Das Planungs- und Baugesetz vom 7. September 1975 wird wie folgt geändert:
	

	2. Abschnitt: Die Richtplanung
	
	

	A. Allgemeines
	
	

	Gestaltungsgrundsätze
	
	

	§ 18.	1 Die Richtplanung soll die räumlichen Voraussetzungen für die Entfaltung des Menschen und für die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen schaffen oder sichern sowie der Bevölkerung der verschiedenen Kantonsteile in der Gesamtwirkung räumlich möglichst gleichwertige Lebensbedingungen gewähren.
	Abs. 1 unverändert.
	

	2 Insbesondere ist anzustreben, dass
	
	

	[Gestaltungsgrundsätze gemäss lit. a bis n]
	lit. a bis n unverändert.
	

	
	o. 	die negativen Folgen der Klimaerwärmung im Siedlungsgebiet für Mensch, Natur und Infrastrukturanlagen minimiert werden.
	

	II. Die Bauzonen
	
	

	II. Zulässige Bauvorschriften
	
	

	2. Ausnützung, Bau- und Nutzweise
	
	

	§ 49a	1 Soweit der kantonale oder regionale Siedlungsplan keine Festlegungen bezüglich der baulichen Dichte enthält, sind in der Regel folgende minimalen Ausnützungsziffern oder entsprechende andere Ausnützungsbestimmungen vorzusehen:
bei eingeschossigen Zonen	20%
bei zweigeschossigen Zonen	30%
bei dreigeschossigen Zonen	50%
bei viergeschossigen Zonen	65%
bei mehr als viergeschossigen Zonen	90%
	Abs. 1 bis 3 unverändert.
	

	2 Je nach den örtlichen Verhältnissen und den Vorgaben der Richtplanung können zonenweise oder für Teilbereiche von Zonen bis zu sieben Vollgeschosse, zwei anrechenbare Dachgeschosse unter Schrägdächern, ein anrechenbares Dachgeschoss unter Tonnendächern oder ein Attikageschoss sowie ein anrechenbares Untergeschoss zugelassen werden.
	
	

	3 Ferner kann für ganze Zonen, gebietsweise oder für einzelne Geschosse die Nutzung zu Wohnzwecken oder gewerblichen Zwecken zugelassen, vorgeschrieben oder beschränkt werden und für gewerbliche Nutzungen sowie Familienwohnungen mit vier und mehr Zimmern eine erhöhte Nutzungsziffer festgesetzt werden. In Kern-, Quartiererhaltungs- und Zentrumszonen kann für geeignete Lagen überdies bestimmt werden, dass im Erdgeschoss nur Läden und Gaststätten zulässig sind.
	
	

	
	4 Besteht ein wesentliches öffentliches Interesse, beispielsweise zum Schutz des Lokalklimas oder einer differenzierten städtebaulichen Entwicklung, kann für ganze Zonen oder gebietsweise die Stellung und die Dimensionierung der Bauten näher geordnet werden. Die Bau und Zonenordnung kann die Begründung eines Näherbaurechts ausschliessen.
	

	V. Weitere Festlegungen der Bau- und 
Zonenordnung
	
	

	D. Arealüberbauungen
	
	

	II. Anforderungen
	
	

	§ 71.	1 Die Bauten und Anlagen sowie deren Umschwung müssen besonders gut gestaltet sowie zweckmässig ausgestattet und ausgerüstet sein.
	Abs. 1 unverändert
	

	2 Bei der Beurteilung sind insbesondere folgende Merkmale zu beachten:
	
	

	a. 	Beziehung zum Ortsbild sowie zur baulichen und landschaftlichen Umgebung,
	lit. a und b unverändert.
	

	b. 	kubische Gliederung und architektonischer Ausdruck der Gebäude,
	
	

	c. 	Lage, Zweckbestimmung, Umfang und Gestaltung der Umgebungsanlagen,
	c. 	Lage, Zweckbestimmung, Umfang und Gestaltung der Umgebungsanlagen sowie Grünflächen,
	

	d. 	Wohnlichkeit und Wohnhygiene,
	lit. d bis f unverändert.
	

	e. 	Versorgungs- und Entsorgungslösung,
	
	

	f. 	Art und Grad der Ausrüstung.
	
	

	3 Arealüberbauungen können auch bereits überbaute Grundstücke umfassen, wenn die Überbauung als ganzes den Anforderungen genügt.
	Abs. 3 unverändert.
	

	F. Baumschutz und Begrünung
	F. Bäume und Begrünung
	

	
	I. Bäume
	

	§ 76	Die Bau- und Zonenordnung kann die Erhaltung von näher bezeichneten Baumbeständen und deren Ersatz sowie zonen- oder gebietsweise angemessene Neupflanzungen und die Begrünung von Flachdächern vorschreiben; diese dürfen jedoch die ordentliche Grundstücknutzung nicht übermässig erschweren.
	§ 76	Die Bau- und Zonenordnung kann zonen- oder gebietsweise die Erhaltung von Bäumen und deren Ersatz sowie die Neupflanzung vorschreiben; die ordentliche Grundstücknutzung darf dadurch nicht übermässig erschwert werden.
	

	
	II. Gebäude- und Mauerbegrünung
	

	
	§ 76 a	1 Die Bau- und Zonenordnung kann zonen- oder gebietsweise die Begrünung von Mauern, Fassaden und Flachdächern vorschreiben. Sie kann Regelungen treffen hinsichtlich 
	 

	
	a. 	der Qualität der Begrünung
	

	
	b. 	der Kombination der Begrünung mit weiteren Nutzungen wie Energiegewinnung und Erholungsnutzung
	

	
	2 Gebäude- und Mauerbegrünungen sind samt der hierfür erforderlichen Vorrichtungen für die Einhaltung von Abstandsvorschriften, Längen- und Höhenmassen sowie für die Berechnung von Nutzungsziffern unbeachtlich.
	

	B. Grundanforderungen an Bauten und Anlagen
	
	

	B. Gestaltung
	B. Gestaltung und Begrünung
	

	
	1. Im Allgemeinen
	

	§ 238	1 Bauten, Anlagen und Umschwung sind für sich und in ihrem Zusammenhang mit der baulichen und landschaftlichen Umgebung im ganzen und in ihren einzelnen Teilen so zu gestalten, dass eine befriedigende Gesamtwirkung erreicht wird; diese Anforderung gilt auch für Materialien und Farben.
	Abs. 1 und 2 unverändert.
	

	2 Auf Objekte des Natur- und Heimatschutzes ist besondere Rücksicht zu nehmen; sie dürfen auch durch Nutzungsänderungen und Unterhaltsarbeiten nicht beeinträchtigt werden, für die keine baurechtliche Bewilligung nötig ist.
	
	

	3 Wo die Verhältnisse es zulassen, kann mit der baurechtlichen Bewilligung verlangt werden, dass vorhandene Bäume bestehen bleiben, neue Bäume und Sträucher gepflanzt sowie Vorgärten und andere geeignete Teile des Gebäudeumschwungs als Grünfläche erhalten oder hergerichtet werden.
	Abs. 3 wird aufgehoben.
	

	4 Sorgfältig in Dach- und Fassadenfläche integrierte Solaranlagen werden bewilligt, sofern nicht überwiegende öffentliche Interessen entgegenstehen.
	
	

	
	2. Begrünung im Besonderen
	

	
	§ 238 a	1 Wo die Verhältnisse es zulassen, sind Vorgärten und andere geeignete Teile des Gebäudeumschwungs als Grünfläche zu erhalten oder herzurichten. Bäume und Sträucher sind dabei möglichst zu erhalten oder neu zu pflanzen.
	

	
	2 Ein angemessener Anteil des Gebäudeumschwungs ist im Sinne des ökologischen Ausgleichs zu gestalten. Die Bau- und Zonenordnung kann ergänzende Bestimmungen enthalten.
	

	
	3 Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen.
	

	
	4 Die Versiegelung auf der nicht mit Gebäuden überstellten Parzellenfläche ist so gering wie möglich zu halten.
	

	F. Fahrzeugabstellplätze
	
	

	III. Lage und Gestaltung
	III. Lage
	

	§ 244	1 Die Abstellplätze müssen auf dem Baugrundstück oder in nützlicher Entfernung davon liegen.
	Abs. 1 und 2 unverändert.
	

	2 Sie müssen auch unter Berücksichtigung eines künftigen Strassenausbaus verkehrssicher angelegt sein; in Strassenabstandsbereichen dürfen Pflichtplätze nur liegen, wenn die spätere Verlegung auf Kosten des Pflichtigen möglich ist und rechtlich gesichert wird.
	
	

	3 Eine angemessene Anzahl Abstellplätze ist an leicht zugänglicher Lage für Besucher vorzusehen. Die nicht für Besucher vorgesehenen Plätze müssen unterirdisch angelegt oder überdeckt werden, wenn dadurch die Nachbarschaft wesentlich geschont werden kann, die Verhältnisse es gestatten und die Kosten zumutbar sind.
	3 Eine angemessene Anzahl Abstellplätze ist an leicht zugänglicher Lage für Besucher vorzusehen. 
	

	
	III a. Gestaltung
	

	
	§ 244 a	1 Die nicht für Besucher vorgesehenen Plätze müssen unterirdisch angelegt oder überdeckt werden, wenn dadurch die Nachbarschaft wesentlich geschont werden kann, die Verhältnisse es gestatten und die Kosten zumutbar sind.
	

	
	2 Soweit Abstellplätze oberirdisch im Freien angeordnet werden, sind die entsprechenden Flächen nach Möglichkeit unversiegelt zu gestalten.
	

	
	3 Die Bau- und Zonenordnung kann bei oberirdischen Abstellplätzen für Motorfahrzeuge eine angemessene Beschattung durch Bäume vorsehen.
	

	C. Die zulässigen baulichen Grundstücksnutzungen
	
	

	I. Die Grundregeln
	
	

	Ausnützung
	
	

	§ 251.	Die zulässige Ausnützung wird festgelegt:
	§ 251.	Die zulässige Ausnützung wird festgelegt:
	

	a. 	durch die Ausnützungs-, Überbauungs-, Grünflächen- und Baumassenziffern, 
	a. 	durch die Ausnützungs-, Überbauungs-, Unterbauungs-, Grünflächen- und Baumassenziffern,
	(Hinweis für Erläuterung: Unterbauungsziffer muss ergänzt werden, wenn Variante Einführung neue Unterbauungsziffer in Vernehmlassung befürwortet wird.)

	Aussenwärmedämmung
	
	

	§ 253 a.	1 An bestehenden Gebäuden dürfen Aussenwärmdämmungen bis zu 35 cm Dicke unbesehen rechtlicher Abstandvorschriften, Längenmasse und Höhenmasse angebracht werden. Entgegenstehende überwiegende öffentliche Interessen bleiben vorbehalten.
	Abs. 1 unverändert.
	

	2 Bei der Berechnung der Baumassen-, Überbauungs- und Grünflächenziffer ist eine nachträglich angebrachte Aussenwärmedämmung unbeachtlich.
	2 Bei der Berechnung der Baumassen-, Überbauungs-, Unterbauungs- und Grünflächenziffer ist eine nachträglich angebrachte Aussenwärmedämmung unbeachtlich
	(Hinweis für Erläuterung: Unterbauungsziffer muss ergänzt werden, wenn Variante Einführung neue Unterbauungsziffer in Vernehmlassung befürwortet wird.)

	3 Soweit mit einer nachträglich angebrachten Aussenwärmdämmung die Abstandsvorschriften unterschritten worden sind, wird dies bei der rechtlichen Beurteilung einer Baute oder Anlage auf dem Nachbargrundstück nicht berücksichtigt.
	Abs. 3 unverändert.
	

	II. Die Nutzungsziffern
	
	

	
	B a. Unterbauungsziffer
	

	
	§ 256 a.	Die Unterbauungsziffer ist das Verhältnis der anrechenbaren Fläche der ganz oder teilweise unterhalb des massgebenden bzw. unter dem tiefer gelegten Terrain liegenden Bauten und Anlagen oder Gebäudeteile zur anrechenbaren Grundstückfläche. Die anrechenbare Fläche wird analog der oberirdischen Fassadenlinie bestimmt.
	

	C. Grünflächenziffer
	C. Grünflächenziffer
	

	§ 257.	1 Die Grünflächenziffer ist das Verhältnis der anrechenbaren Grünfläche zur anrechenbaren Grundstücksfläche.
	Abs. 1 unverändert.
	

	2 Als anrechenbare Grünfläche gelten natürliche und bepflanzte Bodenflächen eines Grundstücks, die nicht versiegelt sind und die nicht als Abstellflächen dienen.
	2 Als anrechenbare Grünfläche gelten natürliche oder bepflanzte Bodenflächen eines Grundstücks, die nicht versiegelt sind und die nicht als Abstellflächen dienen.
	

	3 Wird die Konstruktionsstärke der Fassade aufgrund der Wärmedämmung grösser als 35 cm, ist sie nur bis zu diesem Mass zu berücksichtigen. 
	Abs. 3 unverändert.
	

	
	4 Die Bau- und Zonenordnung kann die Anrechenbarkeit von unterbauten Bodenflächen an die anrechenbare Grünfläche einschränken. Als unterbaut gelten Bodenflächen über unterirdischen Bauten und Anlagen, Unterniveaubaubauten oder entsprechenden Gebäudeteilen. Die anrechenbare Fläche wird analog der oberirdischen Fassadenlinie bestimmt.
	

	
	5 Die Bau- und Zonenordnung kann die teilweise Kompensation von anrechenbaren Grünflächen durch zusätzliche Begrünungsmassnahmen vorsehen.
	

	VI. Weiter Bestimmungen über die Erscheinung von Gebäuden
	
	

	Dachaufbauten
	
	

	§ 292.	Wo kein geringeres oder grösseres Mass bestimmt ist, dürfen Dachaufbauten, ausgenommen Kamine, Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie und kleinere technisch bedingte Aufbauten, insgesamt nicht breiter als die Hälfte der betreffenden Fassadenlänge sein, sofern sie
	§ 292.	1 Wo kein geringeres oder grösseres Mass bestimmt ist, dürfen Dachaufbauten nicht breiter als die Hälfte der betreffenden Fassadenlänge sein, sofern sie
	

	a. 	bei Schrägdächern über die tatsächliche Dachebene hinausragen,
	lit. a und b unverändert.
	

	b. 	bei Flachdächern das vorgeschriebene Mass der Rückversetzungen unterschreiten.
	
	

	
	2 Ausgenommen hiervon sind Kamine, Anlagen zur Nutzung von Sonnenergie, kleinere technisch bedingte Aufbauten und offene Einrichtungen für den sommerlichen Wärmeschutz wie begrünte Pergolen, Markisen oder Sonnensegel.
	

	2. Abschnitt: Das baurechtliche Verfahren
	
	

	A. Das Baugesuch
	
	

	Bewilligungspflicht
	
	

	§ 309.	1 Eine baurechtliche Bewilligung ist nötig für:
	
	

	[Bewilligungstatbestände a bis f]
	lit. a bis f unverändert.
	

	
	f bis	wesentliche Veränderungen der Umgebungsgestaltung,
	

	[Bewilligungstatbestände g bis m]
	lit. g bis m unverändert.
	

	n. 	das Fällen von Bäumen aus den in der Bau- und Zonenordnung bezeichneten Baumbeständen.
	n. 	das Fällen von Bäumen für die eine Erhaltungspflicht besteht.
	

	2 Die Festsetzung und Genehmigung von Projekten für Verkehrsanlagen und Gewässer, die Genehmigung von Meliorationsprojekten und die Erteilung von wasserrechtlichen Konzessionen schliessen die baurechtliche Bewilligung ein. Dies gilt auch für die mit dem Projekt verbundenen notwendigen Anpassungen an privatem Grundeigentum. Die zuständige Direktion kann Vorhaben, die einer meliorationsrechtlichen Genehmigung oder einer wasserrechtlichen Konzession bedürfen, der örtlichen Baubehörde zum baurechtlichen Entscheid überweisen. 
	Abs. 2 und 3 unverändert.
	

	3 Massnahmen geringfügiger Bedeutung sind durch Verordnung von der Bewilligungspflicht zu befreien.
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